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Muster:
Rückzahlungsvereinbarung

bei Langzeitfortbildungen

Zwischen  .........................  vertreten durch ........................ (Anstellungsträger) und Herrn/Frau  ....................  (im Folgenden Mitarbeiter/-in genannt), wird vor Antritt der nachstehend bezeichneten Fortbildungsmaßnahme folgende Vereinbarung als Nebenabrede zum Dienstvertrag vom …………………. getroffen:

§ 1

(1) Die Mitarbeiterin/Der Mitarbeiter nimmt auf ihren/seinen Antrag hin in der Zeit vom ………. bis zum ………. an folgender Fortbildungsmaßnahme teil: 

……………………………………………………………. (Bezeichnung der Fortbildungsmaßnahme)

bei ……………………………………… (Veranstalter der Fortbildungsmaßnahme)

in ………………………………………. (Ort der Fortbildungsmaßnahme)

(2) Vom Anstellungsträger werden in Erwartung der Fortsetzung des Dienstverhält​nisses nach erfolgreichem Abschluss der Fortbildungsmaßnahme folgende freiwilligen Leistungen erbracht (bitte Zutreffendes aufnehmen):

a) Freistellung von der Arbeit unter Fortzahlung des Entgelts für notwendige Zeiten der lehrgangs- und prüfungsbedingten Abwesenheit der Mitarbeiterin/des Mitarbeiters voraussichtlich vom ................ bis zum ….............  in Höhe von ca. ……………….€,

b) Übernahme der Lehrgangs- und Prüfungsgebühren in Höhe von ca. ………. €,

c) Reisekostenvergütung in Höhe von ca. ….………. €

aa)
Fahrtkostenerstattung in entsprechender Anwendung des § 3, 5 RKB (Reisekostenbestimmungen; 46-4 der Rechtssammlung der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers) in voraussichtlicher Höhe von ……........ €, 

bb)
Wegstreckenentschädigung bei Benutzung eines Kraftfahrzeugs in entsprechender Anwendung des WEG (Gemeinsames Wegstreckenentschädigungsgesetz; 46 B der Rechtssammlung der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers) i. V. m. der WEVO (Wegstreckenentschädigungsverordnung; 46-1 der Rechtssammlung der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers) in voraussichtlicher Höhe von …………. €, 

cc)
Übernachtungsgeld in entsprechender Anwendung des § 5 RKB (Reisekostenbestimmungen; 46-4 der Rechtssammlung der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers) in voraussichtlicher Höhe von ………… €.

Die voraussichtlichen Gesamtkosten belaufen sich damit auf ca. ……………

(3) Absatz 2 gilt nicht, wenn die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter die Fortbildung ohne wichtigen Grund abbricht.

(4) Berechnungsgrundlage für die vorgenannten Kosten sind die tariflichen Be​stimmungen zum Entgelt entsprechend §§ 21 ff. TV-L nach den Maßgaben der DienstVO, das einschlägige Reisekostenrecht, soweit in Absatz 2 Buchst. c darauf Bezug genommen wird, sowie anliegende Rechnung/anliegender Kostenvoranschlag des Veranstalters der Fortbildungsmaßnahme.

§ 2

Die Teilnahme an der Fortbildungsmaßnahme erfolgt im Interesse der beruflichen Fort- und Weiterbildung der Mitarbeiterin/des Mitarbeiters. Es besteht Einigkeit darüber, dass die Fort- und Weiterbildung für die Mitarbeiterin/den Mitarbeiter auch auf dem allgemeinen Arbeits​markt von Vorteil ist und dessen künftige Verwendungsmöglichkeiten erweitert.

§ 3

(1) Die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter ist verpflichtet, die ihr/ihm im Rahmen der Fortbildungs​maßnahme gebotenen Ausbildungsmöglichkeiten wahrzunehmen. Sie/er hat insbesondere – soweit nicht im Einzelfall dringende dienstliche oder zwingende persönliche Belange dem entgegenstehen – an den Fortbildungsveranstal​tungen teilzunehmen und grundsätzlich sämtliche Leistungsnachweise zu erbringen, die im Rahmen der in § 1 genannten Fortbildungsmaßnahme gefordert werden. Im Anschluss an die Fortbildungsmaßnahme ist die entspre​chende Prüfung abzulegen. 

(2) Die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter ist verpflichtet, auf ihre/seine Kosten die für die Prüfung erforderlichen Prüfungsmittel rechtzeitig und eigenständig zu beschaffen. 

(3) Auf Verlangen des Anstellungsträgers hat die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter eine nicht bestande​ne Prüfung zu wiederholen. 

(4) Ist die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter an der Teilnahme an Fortbildungs- und Prüfungsveranstaltungen der in § 1 genannten Fortbildungsmaßnahme verhindert (z.B. wegen Krankheit), so hat sie/er die Verhinderung dem Anstellungsträger und dem Veranstalter der Fortbildungsmaßnahme unverzüglich anzuzeigen und im Falle der Arbeitsunfähigkeit eine ärztliche Bescheinigung nach Maßgabe des § 5 Entgeltfortzahlungsgesetz vorzulegen. 

Die durch die Fortbildungsmaßnahme und die erforderlichen Prüfungen bedingte Abwesenheitszeit von der Dienststelle hat die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter auf Verlangen der/des Vorgesetzten 

☐□
unverzüglich nachzuweisen oder 

☐ 
auf einem Zeiterfassungsbogen von der/dem Vorgesetzten unverzüglich bestätigen zu lassen.

(5) Verstößt die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter schuldhaft gegen ihre/seine Pflichten nach Absatz 1 oder trotz wiederholter Abmahnung gegen die Verpflichtung nach Absatz 4 Unterabsatz 2, kann der Anstellungsträger die Mitarbeiterin/den Mitarbeiter von der in  § 1 genannten Fortbildungsmaßnahme abmelden. Etwaige weitere arbeitsrechtliche Konsequenzen werden hierdurch nicht ausgeschlossen oder berührt.

§ 4

Über die tarifliche Eingruppierungsautomatik hinaus kann die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter aus dem Bestehen der die in § 1 genannten Fortbildungsmaßnahme abschließenden Prüfung allein keine Ansprüche auf ein höheres Entgelt oder auf die Übertragung einer höher zu bewertenden Tätigkeit herleiten. Dazu bedarf es einer einvernehmlichen Regelung zwischen der Mitarbeiterin/dem Mitarbeiter und dem Anstellungsträger.

§ 5
(1) Die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter hat die Leistungen des Anstellungsträgers nach § 1 dieser Ver​einbarung abzüglich evtl. geleisteter Eigenanteile in voller Höhe zu erstatten, wenn sie/er auf eigenen Wunsch oder aus ihrem/seinen Verschulden 

a) die Anmeldung bis zum Beginn der Fortbildungsmaßnahme zurückzieht,

b) aus der Fortbildungsmaßnahme ausscheidet,

c) die Prüfung nicht ablegt oder im Falle des Nichtbestehens der Prüfung selbige trotz Aufforderung des Anstellungsträgers nicht wiederholt,

d) aus dem Dienstverhältnis noch vor Ablegen der die Fortbildungsmaßnah​me abschließenden Prüfung ausscheidet.

Eine Erstattungspflicht besteht nicht, wenn das Zurückziehen der Anmeldung vor Fortbildungsbeginn, das Ausscheiden aus der Fortbildungsmaßnahme, das Nichtablegen der Prüfung, die Verweigerung des Ablegens der Wiederholungsprüfung oder das Ausscheiden aus dem Arbeitsverhältnis noch vor Ablegen der die Fortbildungsmaßnahme abschließenden Prüfung aus Gründen erfolgt, die dem Verantwortungs- und Risikobereich des Anstellungsträgers zuzuordnen sind.

(2) Die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter hat dem Anstellungsträger, sofern sie/er auf eigenen Wunsch oder aus eigenem Verschulden nach Bestehen der die Fortbildungsmaßnahme abschließenden Prüfung aus dem Dienstverhältnis innerhalb von 

Beispiele (bitte auswählen, s. o. Hinweise für den Anstellungsträger):

· zwei Jahren ausscheidet, für jeden vollen Kalendermonat, der an diesem Zeitraum fehlt, 1/24 der seitens des Anstellungsträgers erhaltenen Leistungen 
oder

· drei Jahren ausscheidet, für jeden vollen Kalendermonat, der an diesem Zeitraum fehlt, 1/36 der seitens des Anstellungsträgers erhaltenen Leistungen

zu erstatten. 

Die Beendigung des Dienstverhältnisses nach bestandener Prüfung innerhalb des Bindungszeitraumes aus Gründen, die dem Verantwortungs- und Risikobereich des Anstellungsträgers zuzuordnen sind, führt dagegen nicht zu einer Rückzahlungsverpflichtung der Mitarbeiterin/des Mitarbeiters.

(3) Die Berechnung des zu erstattenden, während der Freistellung nach dieser Vereinbarung fortzuzahlenden Entgelts (§ 1 Absatz 2 Buchstabe a) erfolgt nach den tariflichen Bestimmungen der §§ 21 ff. TV-L nach den Maßgaben der DienstVO. 

Zu erstatten ist grundsätzlich das für die Dauer der Freistellung für die in § 1 Absatz 1 bezeich​nete Fortbildung fortgezahlte Bruttoentgelt einschließlich der vom Anstellungsträger abgeführten Umlagen zur Zusatzversorgung. Nicht zu erstatten sind die Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung, die kraft gesetzlicher Verpflichtung gezahlt worden sind. Eine ggf. durchzuführende Erstattung von Eigenanteilen der Mitarbeiterin/des Mitarbeiters zur Zusatzversorgung vom Anstellungsträger an die Mitarbeiterin/den Mitarbeiter erfolgt nach den jeweils einschlägigen zusatzversorgungsrechtlichen Bestimmungen. 
(4) Für die Berechnung der zu erstattenden Kosten und Gebühren (Lehrgangs- und Prüfungsgebühren) des Veranstalters der vereinbarten Fortbildungsmaßnahme nach § 1 Absatz 2 Buchstabe b werden jeweils die von dem Veranstalter der Fortbildungsmaßnahme im Einzelnen erhobenen Kosten und Gebühren zugrunde gelegt.

§ 6

(1) Die freiwilligen Leistungen des Anstellungsträgers nach § 1 Absatz 2 dieser Vereinbarung werden nur für den Zeitraum gewährt, der bei ordnungsgemäßer Teilnahme der Mitarbeiterin/des Mitarbeiters bis zur Ablegung der Prüfung notwendig ist. Im Falle des § 3 Absatz 3 verlängern sich diese Leistungen des Anstellungsträgers bis zur Ablegung der Wiederholungsprüfung. Im Übrigen ist der Anstellungsträger in seiner Entscheidung frei, ob er gegebenenfalls über den in Satz 1 genannten Zeitraum hinaus Leistungen nach § 1 Absatz 2 an die Mitarbeiterin/den Mitarbeiter gewähren will.

(2) Änderungen dieser Vereinbarung (Nebenabrede) sind nur wirksam, wenn sie schriftlich erfolgen (§ 2 Absatz 3 TV-L nach den Maßgaben der DienstVO). Mündliche Vereinbarungen sind unwirksam. Das gilt auch für dieses Schriftformerfordernis sowie für eine Verlängerung der freiwilligen Leistungen des Anstellungsträgers nach Absatz 1 Satz 3.

(3) Von dieser Vereinbarung erhält jeder Vertragspartner eine beiderseits unterzeich​nete Ausfertigung. 


................................. 
...................................


(Ort, Datum)
(Ort, Datum)  


Der Anstellungsträger:
Die Mitarbeiterin/Der Mitarbeiter:  


(L.S.) 


................................. 
...................................  


(Unterschrift)
(Unterschrift)  


 .................................. 


(Unterschrift)
	Hinweise für den Anstellungsträger:





Dieses Muster gilt als Grundlage für Rückzahlungsvereinbarungen von Fortbildungskosten im Rahmen einer ca. zweijährigen Fortbildungsdauer mit entsprechender Prüfungsleistung.





Für andere Rückzahlungstatbestände kann dieses Muster nicht unverändert übernommen wer�den! 





Neben der Frage, ob eine Fortbildungsmaßnahme grundsätzlich geeignet ist, um hierüber eine Rückzahlungsvereinbarung zu schließen, ist insbesondere darauf zu achten, dass die Bindungsdauer des § 5 Absatz 2 der Vereinbarung in einem angemessenen Verhältnis zur Fortbildungsdauer steht.


Bei Fortzahlung der Vergütung ohne Arbeitspflicht während der Dauer der Fort- und Weiterbildung gilt nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts als Richtwert zulässiger Bindungsdauer Folgendes:





Fortbildungsdauer�
< 1 Monat�
< 2 Monate�
< 4 Monate�
 6-12 Monate�
> 2 Jahre�
�
Bindungsdauer�
< 6 Monate�
< 1 Jahr�
< 2 Jahre�
< 3 Jahre�
< 5 Jahre�
�



Diese Werte können eine Orientierungshilfe geben, dennoch muss stets im Einzelfall geprüft werden, ob die jeweilige Bindungsdauer sich im konkreten Fall im zulässigen Rahmen bewegt. 





(vgl. hierzu BAG, Urt. v. 16.03.1994 – 5 AZR 339/92 -; BAG, Urt. v. 05.12.2002 – 6 AZR 539/01 – und BAG, Urt. v. 24.06.2004 – 6 AZR 383/03 – sowie BAG, Urt. v. 15.09.2009 – 3 AZR 173/08 – und BAG, Urt. v. 19.01.2011 – 3 AZR 621/08 -). 





Eine zu lange Bindungsdauer führt zur Unwirksamkeit der gesamten Rückzahlungsvereinbarung (keine geltungserhaltende Reduktion)! 





Zu den weiteren Anforderungen der Rechtsprechung zur Wirksamkeit von Rückzahlungsvereinbarungen siehe auch: 


Personalsachbearbeitertagung 2015 - Umsetzung der Rechtsprechung zu Rückzahlungsvereinbarungen 












